
Gemeindeverwaltungsverband Oberes Zabergäu  
Tagesordnungspunkt Nr. 2 

Vorlage Nr. 13/2019 
Sitzung der Verbandsversammlung 

am 03.12.2019 
-öffentlich- 

 
 

Prüfungsbericht der Gemeindeprüfungsanstalt 
- Stellungnahme 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Bericht über die allgemeine Finanzprüfung der Haushaltsjahre 2012 – 2016 vom 
12.08.2019 und die Stellungnahme der Verwaltung vom 08.11.2019 werden zur 
Kenntnis genommen.  
 
 
 

ABSTIMMUNGSERGEBNIS 
 Anzahl  

Ja-Stimmen   

Nein-Stimmen   

Enthaltungen   

 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
 
Sachverhalt: 
 
Im Zeitraum vom 06.09.2018 bis 08.10.2018 führte die Gemeindeprüfungsanstalt die 
turnusmäßige allgemeine Finanzprüfung der Haushaltsjahre 2012 – 2016 durch. 
Bezüglich des Inhaltes der Prüfung wird auf den Prüfungsbericht der 
Gemeindeprüfungsanstalt vom 12.08.2019 sowie der Stellungnahme der Verwaltung 
verwiesen. Die Stellungnahme der Verwaltung bezieht sich gemäß den 
Anforderungen der Gemeindeprüfungsanstalt auf die im Bericht mit einem „A“ 
gekennzeichneten Randnummern.  
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GVV Oberes Zabergäu  
 

Stellungnahme zum GPA-Prüfbericht vom 12.08.2019 
 

 
Es wird Bezug genommen auf den Bericht zur allgemeinen Finanzprüfung 2012-2016, hier 
Prüfungsbericht gemäß § 114 Abs. 4 GemO, § 5 GemPrO, § 60 Abs. 1 GemO i.V.m. § 18 
GKZ der Gemeindeprüfungsanstalt (GPA) vom 12.08.2019. Hinsichtlich der auf S. 10 
genannten Frist zur Abgabe einer Stellungnahme wurde mit Schreiben vom 20.08.2019 um 
eine Fristverlängerung gebeten. Diese wurde seitens der GPA mit Schreiben vom 
02.09.2019 genehmigt und bis zum 01.03.2020 verlängert. 
 
Gemäß den Ausführungen des Prüfberichts auf S. 10 wird zu den im Bericht aufgeführten 
Randnummern (Rnr.) mit besonderen Kennzeichnungen durch den Buchstaben „A“ wie folgt 
Stellung genommen: 
 
 
Rnr. A2  (S.3): 
Notwendige Änderungen hinsichtlich der Aktualisierungen der Verbandssatzung werden 
entsprechend eingearbeitet und zunächst in den Gemeinderäten der Mitgliedsgemeinden 
diskutiert und beschlossen und anschließend in einer folgenden Sitzung der 
Verbandsversammlung beschlossen. Bezüglich weiterer notwendigen Überarbeitungen der 
Verbandssatzung wird auch auf die Randnummer A24 (S. 8) sowie den entsprechenden 
Ausführungen verwiesen. 
 
Rnr. A12 (S. 4): 
Bezüglich festgestellter Mängel erfolgte eine Sensibilisierung der Mitarbeiter hinsichtlich 
einer ordnungsgemäßen und korrekten Belegführung, insbesondere hinsichtlich der 
korrekten Feststellung und der konsequenten Beifügung zahlungsbegründender Unterlagen. 
Diese Mängel wurden, soweit möglich, entsprechend behoben und unterliegen fortan im 
laufenden Haushaltsjahr sowie künftig einer strengeren Überprüfung. 
 
Für die Schule wird hinsichtlich der Abwicklung des Bargeldverkehrs eine geeignete Lösung 
umgesetzt.  
 
Die Betreibung von Forderungen wird intensiviert.  
 
Rnr. A14 (S. 6): 
Zukünftig wird der Jahresabschluss vollständig und in ausgedruckter Form vorliegen. Dies 
soll im Rahmen der noch ausstehenden Jahresabschlüsse umgesetzt werden. Die 
zuständigen Mitarbeiter des Finanzwesens wurden diesbezüglich entsprechend sensibilisiert. 
 
Rnr. A15 (S. 6): 
Zukünftig wird im Rahmen des Jahresabschlusses der Kassensollbestand als buchmäßiger 
Kassenbestand beschlossen.  
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Rnr. A19 (S. 7): 
Auf eine Sitzungsentschädigung für Bedienstete, insbesondere der Beamten der Stadt 
Güglingen für die Sitzungen der Verbandssatzung wird verzichtet. Entsprechende 
Sitzungszeiten unterliegen nun der Erfassung als Arbeitszeit. 
 
Rnr. A24 (S. 8): 
Eine entsprechende Regelung wird umgesetzt. 
 
 
Zu weiteren im Prüfbericht des GVV aufgeführten Punkten wird ergänzend Stellung 
genommen: 
 
Rnr. 6 (S. 3) 
Hinsichtlich der Organisation bezüglich des Kassenwesens des 
Gemeindeverwaltungsverbandes wird im Wesentlichen auf den Prüfbericht der Stadt 
Güglingen verwiesen.1 Insbesondere durch die Schaffung einer 50 % Stelle in der 
Stadtkasse wurde die Loslösung des Kassengeschäfts des Gemeindeverwaltungsverbands 
von der Stelle des stellvertretenen Amtsleiters ermöglicht. Hierdurch erfolgt eine 
Umstrukturierung systemseitiger Berechtigungen und Rollenverteilungen der Mitarbeiter des 
Finanzwesens entsprechend den Anmerkungen des einschlägigen Prüfberichts. Die 
Besetzung der 50 % Stelle erfolgt ab Dezember 2019. Die Aktualisierung der 
Dienstanweisung der Stadtkasse erfolgt noch. 
 
Rnr. 17 (S. 6) 
Der Verteilerschlüssel für den Kostenersatz der Schulsekretärin errechnet sich nach den 
Sätzen der durchschnittlichen Schülerzahlen, nicht jedoch anhand der Gebäudeflächen. Eine 
Anpassung des Umlageschlüssels muss nicht erfolgen.  
 
Rnr. 25 (S. 8) 
Im Rahmen der Nachbereitung des Prüfungsberichts wurde festgestellt, dass die laufenden 
Investitionskosten fälschlicherweise nach dem Verteilungsschlüssel aus § 14 Abs. 2 Nr. 3 lt. 
d VS verteilt wurden. Eine entsprechende Anpassung der Verteilungssystematik erfolgt im 
Verlauf der Anpassung der Verbandssatzung. 
 

                                                 
1  Auf folgende Stellen des einschlägigen Berichts der Stadt wird verwiesen: Rnr. A17 S. 25; Rnr. A19 

S. 26; Rnr. A27 S. 27; Rnr. A28 S. 28; A29 S. 29; Rnr. A37 S. 31; Rnr. A41 S. 33 
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Anhang: Auszüge aus dem Prüfbericht der Stadt Güglingen 
 
4.1 Kassenwesen 
4.1.1 Örtliche Kassenprüfungen 
A17 Die Stadtkasse ist in den Jahren 2012 und 2013 örtlich geprüft worden. Das zur 

Miterledigung übertragene fremde Kassengeschäft des GVV Oberes Zabergäu (GVV) 
ist ebenfalls in den Jahren 2012 und 2013 geprüft worden. Allerdings sind 2012 die 
Stadtkasse und die übertragenen Verbandskassengeschäfte nicht am selben Tag 
geprüft worden. Auf die Verpflichtung, dass eine Anordnung zur Miterledigung der 
fremden Kassengeschäfte nur zulässig ist, wenn dies im Interesse der Stadt liegt und 
gewährleistet ist, dass die fremden Kassengeschäfte bei der Prüfung der Stadtkasse 
mitgeprüft werden können, wird verwiesen (§ 2 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 GemKVO). 
Beim Kassenverwalterwechsel des GVV 2018 hat keine Kassenbestandsaufnahme 
stattgefunden (§ 7 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. § 8 Abs. 1 GemPrO). Die eingerichteten 
Zahlstellen und gewährten Handvorschüsse sind im Prüfungszeitraum nicht geprüft 
worden (§ 1 Abs. 1 und 3 GemPrO a.F. bzw. § 7 Abs. 1 Nr. 2 GemPrO). 
Bestandsprüfungen sind nicht nachgewiesen (§ 3 GemPrO a.F.). Auf Rdnr. 11 des 
Prüfungsberichts der GPA vom 10.04.2008 und §§ 7, 8 GemPrO sowie Rdnr. 28 
dieses Prüfungsberichts wird verwiesen. 

 
4.1.2 Überörtliche Kassenbestandsaufnahme 
A19 Bei der Kassenbestandsaufnahme waren 14.620,07 EUR als Schwebeposten 

betreffend der Kassengeschäfte des GVV ausgewiesen, obwohl diese bereits im 
zugrundeliegenden Tagesabschluss vom 06.09.2018 vollzogen waren. Nicht als 
Schwebeposten wurden hingegen 38.659,25 EUR ausgewiesen, die auf dem 
Girokonto noch nicht vollzogen waren. Dies stellt einen Verstoß gegen die Grundsätze 
einer ordnungsmäßigen Verwaltungsbuchführung dar (§ 77 Abs. 3 GemO n.F. und § 
34 GemHVO n.F.). Ergänzend wird auf § 31 GemKVO bzw. § 22 GemKVO n.F. 
verwiesen. Bezüglich der Kassengeschäfte des GVV konnte ein Abgleich des 
Kassensollbestands (Wochentagesabschluss) mit den liquiden Mittel der Bilanz sowie 
der Gesamtfinanzrechnung erst durch den Folgetagesabschluss vom 13.09.2018 
erfolgen. Dabei haben die Werte übereingestimmt. 

 
4.1.5 Fremde Kassengeschäfte 
A27 Die Kassengeschäfte des GVV sind mit Beschluss der Verbandsversammlung vom 

11.06.2002 auf die Stadt Güglingen übertragen und mit Gemeinderatsbeschluss vom 
04.06.2002 angenommen worden. Der stellvertretende Fachbedienstete für das 
Finanzwesen der Stadt ist Verbandsrechner (ohne Anordnungsbefugnis) und 
Kassenverwalter des GVV, die Kassenverwalterin der Stadtkasse Güglingen ist seine 
Verhinderungsstellvertreterin. Die Regelung widerspricht den Vorgaben des § 93 
GemO i.V.m. § 2 GemKVO. Die übertragenen Kassengeschäfte des GVV sind von der 
Stadtkasse Güglingen zu erledigen. Dabei gilt die DA Stadtkasse für die eigenen und 
fremden Kassengeschäfte. Auf die Ausführungen im Zuge der überörtlichen Prüfung 
und die übergebenen Unterlagen wird verwiesen. 
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A28 Aufgrund der Übertragung der Kassengeschäfte des GVV auf die Stadt sind die 
Kassengeschäfte des Verbands zusammen mit den Kassengeschäften der Stadt örtlich 
und überörtlich zu prüfen, vgl. § 2 Abs. 2 GemKVO. Bei der stichprobenweisen Prüfung 
der Verbandskassengeschäfte war festzustellen: 

 
(1) Entgegen § 31 GemKVO ist nicht regelmäßig mindestens einmal wöchentlich ein 

Tagesabschluss erstellt worden, vgl. § 23 Abs. 1 DA Stadtkasse. 
 

(2) Neben dem Kassenverwalter des GVV und seiner Verhinderungs-
stellvertreterin sind weitere drei Mitarbeiter kontozeichnungsberechtigt. Die 
Kassengeschäfte des Verbandes sind von der Stadtkasse mitzuerledigen. 
Dabei findet die DA Stadtkasse Anwendung. Es wird auf die Ausführungen in 
Rdnr. 21 verwiesen. 

(3) Die Werkrealschule nimmt Bargeld entgegen. Damit verfügt sie über eine 
Zahlstelle gemäß § 3 GemKVO. Entsprechende Regelungen in der DA 
Stadtkasse sind zu treffen (§ 28 Abs. 1 GemKVO n.F.). Der Bestand der 
Zahlstelle ist in den Tagesabschluss aufzunehmen (s.a. Kapitel 5.2 der 3. 
Auflage des Leitfadens zur Buchführung von Januar 2019). 

(4) Die Annahmeanordnungen von Bareinzahlungen erfolgen ohne 
zahlungsbegründende Unterlagen. Diese sind der Anordnung/Einzahlung 
beizufügen, vgl. § 33 GemKVO. 

(5) Der Handvorschuss für die Kläranlage (100 EUR lt. ShV) ist 2016 aufgrund 
eines Einbruchs ausgebucht worden. Bargeld wird noch von Beschäftigten der 
Kläranlage bei der Bank einbezahlt. Damit ist eine Zahlstelle bei der 
Kläranlage eingerichtet. Auf § 3 GemKVO und die Ausführungen zur 
Zahlstelle Werkrealschule (Ziffer 3) wird verwiesen. 

(6) Bei der Auswertung der Offenen-Posten-Liste vom 04.10.2018 bestand eine 
offene Forderung i.H.v. 2.500 EUR (Vertragspartner 517550000094) seit 
10/2016. Beitreibungsmaßnahmen sind zu ergreifen (§ 25 GemHVO und § 15 
Abs. 2 GemKVO bzw. § 26 GemHVO n.F. und § 15 Abs. 2 GemKVO n.F.). 

 

A29 Bei der Durchsicht des Benutzerspiegels des GVV war festzustellen, dass 
 

(1) neben dem Verbandskassenverwalter und dessen Stellvertreterin weitere drei 
Mitarbeiter über Kassenrechte verfügen. Diese sind zu widerrufen und auf 
Kassenbedienstete der Stadt zu beschränken (§ 1 Abs. 1 GemKVO). 

(2) der Verbandskassenverwalter und seine Stellvertreterin über umfängliche 
Bewirtschaftungsrechte (z.B. „Z_N_BEW_STAN“) verfügen. Diese sind zu 
widerrufen (§ 6 Abs. 3 GemKVO bzw. § 7 Abs. 2 Satz 4 GemKVO n.F. und § 
35 Abs. 6 Satz 2 GemHVO n.F.). 

(3) der Verbandskassenverwalter über die Rechte eines Berechtigungsverwalters 
verfügt. Diese sind zu widerrufen, da zu vermeiden ist, dass die Aufgabe der 
Berechtigungsverwaltung von Kassenmitarbeitern erledigt wird (§ 35 Abs. 6 
Satz 2 GemHVO n.F.). 

(4) der GVV hat die Sammelrollen des ehemaligen KIVBF (jetzt ITEOS) im 
Einsatz. Diese sind noch nicht gemäß § 21 GemPrO von der GPA geprüft. Auf 
die Ausführungen in Rdnr. 38 wird verwiesen. 

(5) schriftliche Regelungen, z.B. in Form einer Dienstanweisung, für die 
Berechtigungsverwaltung noch nicht erlassen worden sind (§ 6 GemKVO n.F., 
§ 35 Abs. 6 Satz 1 GemHVO n.F. i.V.m. § 28 Abs. 1 GemKVO n.F.). 
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4.1.8 Berechtigungsverwaltung 
A37 Der stellvertretende Fachbedienstete für das Finanzwesen ist Berechtigungsverwalter, 

der Fachbedienstete für das Finanzwesen sein Stellvertreter. Zudem ist der 
stellvertretende Fachbedienstete der Stadt stellvertretender Kassenverwalter der 
Stadtkasse und trotz der Übertragung der Kassengeschäfte des GVV auf die Stadt, 
Kassenverwalter des GVV. Generell ist es aus Gründen der Kassensicherheit und 
einer hinreichenden Trennung der Verantwortungsbereiche (Verwaltung von Verfahren, 
fachliche Sachbearbeitung (Fachamt, Kämmerei) und Erledigung der 
Kassenaufgaben)) zu vermeiden, dass die Aufgabe der Berechtigungsverwaltung von 
Kassenmitarbeitern wahrgenommen wird. Es ist zu prüfen, inwieweit die Aufgabe der 
Berechtigungsverwaltung auf Personen übertragen werden kann, die nicht mit 
Anordnungs-, Prüfungs- oder Kassengeschäften betraut sind (§ 5 Abs. 1 Nr. 3, § 11 
Abs. 1 Satz 1 Nrn. 3, 4, § 23 Abs. 2 Nrn. 3, 4 GemKVO bzw. § 6 GemKVO n.F., § 35 
Abs. 5 und 6 GemHVO n.F. i.V.m. § 28 Abs. 1 GemKVO n.F.). Auf das Sonderheft 
1/2012 der GPA-Mitteilungen wird ergänzend verwiesen. 

 
4.1.10 Kassenorganisation 
A41 Bei der Stadtkasse Güglingen handelt es sich um eine sogenannte Einmannkasse. Der 

stellvertretende Fachbedienstete für das Finanzwesen ist Verhinderungsstellvertreter 
der Kassenverwalterin und gegensätzlich der Übertragung der Kassengeschäfte des 
GVV auf die Stadt, Kassenverwalter des GVV. Ihm ist in der Zeit der Stellvertretung 
des Fachbediensteten für das Finanzwesen bei der Stadt die Anordnungsbefugnis 
übertragen. Dies stellt einen Verstoß gegen den Kassensicherheitsgrundsatz der 
Trennung von Anordnung und Vollzug dar, vgl. § 6 Abs. 3 HS. 2 GemKVO und § 7 
Abs. 2 Satz 4 HS. 2 GemKVO n.F. Zudem hat die Kassenverwalterin verschiedene 
Tätigkeiten wie den Müllmarkenverkauf für den Landkreis, das Bildungspacket (Mensa) 
und Abrechnungen des Römermuseums sachbearbeitend zu erledigen. Bedienstete 
der Gemeindekasse sollen Kassenanordnungen nicht vorbereiten (§ 6 Abs. 3 HS. 1 
GemKVO, § 7 Abs. 2 Satz 4 HS. 1 GemKVO n.F.). Im Übrigen besteht eine Vielzahl 
von Überstunden bei der Kassenverwalterin. Die Kassenorganisation ist im Hinblick auf 
das fremde Kassengeschäft und die sonstigen, der Kasse nicht nach § 1 GemKVO 
zugewiesenen Aufgaben, zu überarbeiten (s.a. § 3 Abs. 3 Ziffer 1 DA Stadtkasse). Auf 
die Ausführungen im Zuge der überörtlichen Prüfung und die übergebenen Unterlagen 
wird ergänzend verwiesen. 
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